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Unsere vielfältige Unterstützung führte insbesondere zu 
einem höheren Ordnungszustand im Territorium, der die 
Rechtssicherheit und Geborgenheit unserer Bürger stärkte. 
Vielerorts führten die Aktivitäten zur Lösung von Proble­
men, so werden öffentliche Anlagen zuverlässiger gesichert, 
Baustellen besser geschützt, d<y ruhende Verkehr günstiger 
gestaltet, die Rechtsarbeit in Jugendeinrichtungen verstärkt 
u. a. m.

Mit diesen Ausführungen sollten einige im Stadtbezirk 
Berlin-Lichtenberg bewährte Formen des Zusammenwirkens 
der Justiz- und Sicherheitsorgane mit gesellschaftlichen Gre­
mien und Kräften aufgezeigt werden.

Für die weitere Vervollkommnung der Vorbeugungsarbeit 
im Wohngebiet kommt es uns gegenwärtig darauf an, insbe­
sondere das Zusammenwirken der Justiz- und Sicherheits­
organe untereinander noch besser abzustimmen und zu koor­
dinieren.' Das betrifft solche Aufgaben, die ihnen gleicherma­
ßen obliegen wie
— die kontinuierliche Information der gesellschaftlichen 

Kräfte über Rechtsverletzungen und ihre Bekämpfung,
— die Unterstützung der Ausschüsse der Nationalen Front 

bei der Gestaltung einer Rechtspropaganda, die die staats­
bürgerliche Verantwortung und neue Initiativen und Ak­
tivitäten wirksam fördert,

— den Schutz des sozialistischen und des persönlichen Eigen­
tums sowie der Rechte der Bürger, •

— die weitere Durchsetzung der Stadtordnung,
— die Erhöhung der Ausstrahlungskraft der Gesellschaftli­

chen Komitees für Ordnung und Sicherheit bei den Wahl­
kreisaktivs.
Wir betrachten es dabei übereinstimmend als eine Lei­

tungsaufgabe, daß im Rahmen dieses Zusammenwirkens je­
des Organ eigenverantwortlich Maßnahmen ergreift und den 
Stand ihrer Realisierung regelmäßig einschätzt.
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Zusammenarbeit der Staatlichen Notariate 
mit den Organen der Jugendhilfe

Die Fürsorge des sozialistischen Staates gilt im besonderen 
Maße auch solchen Kindern und Jugendlichen, die nicht in 
der eigenen Familie heranwachsen können und für die des­
halb die Vormundschaft oder Pflegschaft angeordnet wird 
(§§ 88 ff., 104 FGB). Ihnen eine gesicherte persönliche Per­
spektive zu garantieren ist grundsätzliches Anliegen der Or­
gane der Jugendhilfe. Die Mitarbeit der Staatlichen Notariate 
auf diesem Gebiet ist vor allem auf die Sicherung des Vermö­
gens dieser Kinder gemäß §§ 93, 94 FGB gerichtet. Aus der 
Verantwortung der Staatlichen Notariate für eine enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den anderen Staatsor­
ganen und mit gesellschaftlichen Kräften (§ 3 Abs. 1 und 2 
NG) bieten sich Möglichkeiten für die unmittelbare persön­
liche Mitarbeit des Notars in den Vormundschaftsräten oder 
Jugendhilfeausschüssen der Kreise (§§ 4 Abs. 1 Buchst, b, c, 
16, 17 JugendhilfeVO). Über den Umfang dieser Mitwirkung 
muß jeder Notar in Abhängigkeit von seinen sonstigen Auf­
gaben und entsprechend den konkreten Erfordernissen in sei­
nem Wirkungsbereich verantwortungsbewußt selbst entschei­
den. Dabei ist die grundsätzliche Orientierung aus § 96 Abs. 3 
FGB zu realisieren, die Organe der Jugendhilfe bei der Kon­
trolle der Vermögensverwaltung und der Klärung vermö­
gensrechtlicher Angelegenheiten der Kinder zu beraten und 
ihnen Amtshilfe zu gewähren. Das ist vor allem in den Fäl­
len von Bedeutung, wenn Minderjährigen ohne Eltern oder 
sonstige Erziehungsberechtigte eine Erbschaft zufällt. Es kann 
eingeschätzt werden, daß durch die Mitarbeit des Notars im 
Jugendhilfeausschuß bzw. Vormundschaftsrat eine exakte 
Erfassung und Sicherung der Vermögenswerte und Eigen­
tumsrechte der Kinder und Jugendlichen gewährleistet wird.

Im Bezirk Cottbus verfügen besonders die Staatlichen No­
tariate Finsterwalde, Forst, Hoyerswerda und Jessen über 
gute Ergebnisse in der Zusammenarbeit mit den Organen der 
Jugendhilfe. Im Kreis Forst wurde der Vormundschaftsrat in

den Rang des Jugendhilfeausschusses erhoben. Dadurch er­
langte er Entscheidungsbefugnisse für Maßnahmen zur Siche­
rung der weiteren Erziehung und der Entwicklung der Min­
derjährigen. Die ständige Mitarbeit des Staatlichen Notariats 
Forst in diesem Gremium ist auf folgende Schwerpunkte ge­
richtet:
— Unterstützung von Maßnahmen zur richtigen und vollstän­

digen Aufstellung von Vermögensverzeichnissen bei Vor­
mundschaften und Pflegschaften (§ 93 FGB);

— Hilfe bei der Aufstellung der Schlußrechnung von Vor­
mündern und Pflegern sowie der Schlußrechnung und der
Übergabe des verwalteten Vermögens, wenn das Mündel
bzw. der Pflegling die Volljährigkeit erreicht hat (§ 97
Abs. 3 FGB).
Im Ergebnis der bisherigen Erfahrungen kann eingeschätzt 

werden, daß auf Grund der engen Zusammenarbeit im Kreis 
Forst Anträge des Referats Jugendhilfe an das Staatliche No­
tariat auf Aufnahme eines Vermögensverzeichnisses gemäß 
§ 93 Abs. 2 FGB bisher nicht erforderlich waren, da eventuelle 
Probleme rechtzeitig vorher geklärt werden konnten. Erb­
rechtliche Fragen bei Vormundschaften und Pflegschaften 
konnten im Interesse der Minderjährigen direkt abgesichert 
werden. Wenn von der Jugendhilfe betreute Mündel und 
Pfleglinge erben, nimmt der Notar darauf Einfluß, daß der 
Vormund und der zuständige Jugendfürsorger die ersten Si­
cherungsmaßnahmen (Aufnahme des Nachlaßverzeichnisses 
und Führung des Erbnachweises) vornehmen. So kann er mit 
seinen fachspezifischen Kenntnissen helfen, ihre Interessen 
bei Grundstücksangelegenheiten im Zusammenhang mit einer 
Erbschaft zu wahren. In mehreren Erbfällen wurden in ge­
meinsamen Beratungen Probleme im Zusammenhang mit der 
Teilung von Nachlässen unter Wahrung der Rechte und In­
teressen der Minderjährigen geklärt. Durch Auflagen des Or­
gans der Jugendhilfe wurden — falls erforderlich — auch Vor­
münder oder Pfleger veranlaßt, Maßnahmen zur vollständi­
gen Erfassung bzw. Teilung von Nachlässen termingemäß zu 
verwirklichen.

Durch seine Mitarbeit im Vormundschaftsrat ergeben sich 
für den Notar auch gute Ansatzpunkte für rechtserzieherische 
Tätigkeit. So wird z. B. eine Annahme an Kindes Statt gemäß 
§68 Abs. 1 FGB in Anwesenheit des Vormundschaftsrates in 
feierlicher Form ausgesprochen. Anläßlich dieses Ereignisses 
hat der Notar Gelegenheit, mit den künftigen Eltern zu spre­
chen und ihnen ihre Rechte und Pflichten als nunmehrige 
Kindeseltern auf familienrechtlichem und zivilrechtlichem 
Gebiet zu erläutern. Auch erbrechtliche Fragen werden dabei 
erörtert.

In anderen Kreisen des Bezirks Cottbus hat sich die Mit­
arbeit des Notars im Jugendhilfeausschuß bewährt. In regel­
mäßigen Abständen berichten die Vorsitzenden der Jugend­
hilfekommissionen des Kreises vor dem Jugendhilfeausschuß 
über ihre Arbeit mit den Mündeln und Pfleglingen. Daraus 
kann der Notar Informationen über alle Angelegenheiten, die 
seine Tätigkeit betreffen, entnehmen, und er kann in den 
entsprechenden Fällen Hilfe und Unterstützung gewähren. So 
ist eine Beratung der Organe der Jugendhilfe durch den 
Notar von großem Nutzen, wenn z. B. darüber zu befinden 
ist, ob ein Minderjähriger, der keine Eltern hat und für den 
es keinen Erziehungsberechtigten gibt, eine Erbschaft an­
nimmt oder ob er sie — z. B. wegen Überschuldung — aus- 
schlägt.

Der Notar ist durch seine Mitarbeit in den Gremien auch 
in der Lage, rechtzeitig Fragen zu klären, die mit der Ver­
waltung vorhandener Grundstücke Zusammenhängen.

Die unmittelbare Zusammenarbeit des Jugendhilfeaus­
schusses bzw. des Vormundschaftsrates mit dem Notar hat 
sich so insbesondere bei der Klärung von Erbschafts- oder 
Grundstücksfragen als nützlich erwiesen. Gleichzeitig trägt 
der Notar durch die Vermittlung grundsätzlicher erbrecht­
licher Fragen sowie die Erläuterung von zivilrechtlichen Pro­
blemen im Zusammenhang mit Grundstücksangelegenheiten 
zur Qualifizierung der Mitglieder des Vormundschaftsrates 
und der Jugendhiljeausschüsse bei. So hilft der Notar auf 
seinem spezifischen Gebiet den Organen der Jugendhilfe bei 
der effektiven Wahrnehmung ihrer Aufgaben und trägt dazu 
bei, gesellschaftliche Verantwortung und Kontrolle im Be­
reich der Jugendpolitik des sozialistischen Staates zu reali­
sieren und eine kollektive Beratung und Entscheidungsfin­
dung zu sichern. •
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